Menschenrechtskonflikte (I)
am Beispiel von

A. ERICH-LÜTH-URTEIL

Hintergrund:

1950

· Erich Lüth (Leiter des Presseamtes von Hamburg und bekannt für seine Versuche einen wahren Frieden mit dem jüdischen Volke zu schaffen) ruft zum Boykott gegen Veit Harlan (Regisseur während NS-Zeit; u.a antisemitscher Film „Jud-Süß“) auf

· Veit Harlan wendet sich an das Landgericht

( Boykottaufruf wird gerichtlich verboten

· Lüth plädiert auf Meinungsfreiheit und wendet sich an das Bundesverfassungsgericht

(
MEINUNGSFREIHEIT
(Art. 5 GG) 
BERUFSAUSÜBUNG/PRIVATES INTERESSE (Art. 12 GG)
Urteil/ Bedeutung:
Bundesverfassungsgericht gibt Lüth Recht mit der Begründung, dass:

· die Grundrechte als oberstes objektives Prinzip mit einer alles überragenden Bedeutung anzusehen sind: Das Grundrecht auf freie Meinungsäußerung sei als unmittelbarster Ausdruck der menschlichen Persönlichkeit in der Gesellschaft „eines der vornehmsten Menschenrechte überhaupt“. Für eine freiheitlich-demokratische Staatsordnung sei dieses Recht konstitutiv, denn es ermögliche erst die ständige geistige Auseinandersetzung. Es sei in gewissem Sinn die Grundlage jeder Freiheit überhaupt.
· alle Normen (z.B. die Freiheit der wirtschaftlichen Betätigung) müssen im Sinne der Grundrechte ausgelegt werden und dürfen diese nicht einschränken

(  
Dem Grundgesetz wird eine neue unumstößliche Bedeutung zugeschrieben, gelten also nicht nur im Verhältnis des Bürgers zum Staat, sondern auch für die Beziehungen zwischen Bürgern. 
B. DIE SPIEGEL-AFFÄRE

Hintergrund:

1962
· Der „Spiegel“ wird aufgrund des Artikels „Bedingt abwehrbereit“ (Informationen zur schlechten Lage der Bundeswehr) wegen LANDESVERRAT angeklagt

· woraufhin einige Redakteure inhaftiert und die Büroräume des Spiegels durchsucht werden
(
Aufschrei der restlichen Presse /sieht die staatlichen Maßnahmen als Verstoß gegen / Angriff auf Pressefreiheit)  

(
 PRESSEFREIHEIT  (Art. 5 GG)

STAATSGEWALT/ SICHERHEIT (Art.2.2 GG?)
Urteil/ Bedeutung
1965
· Es wird kein Hauptverfahren eingeleitet, da keine eindeutigen Beweise vorliegen, die einen wissentlichen Verrat von Staatsgeheimnissen belegen würden.
(Später stellt sich jedoch heraus, dass Verteidigungsminister und Bundeskanzler  Konrad Adenauer über die Aktion gegen den Spiegel Beschied wusste)

1966

-
Spiegel will durch BverfG festellen lassen, dass die Regierung gegen Pressefreiheit verstoßen habe

(
Anklage wird abgewiesen










Johanna/Magdalena, 05.09.2007
